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Ein Denkmal zur Erinnerung an das untergegangene Dorf

Von Kurt Hochgesand 

Vorgeschichte

Seit 1887 existierte am Rande von 
Waldalgesheim ein Grubenschacht, aus dem 
man das in der Tiefe zwischen 30 und 200 
Metern unter der Oberfläche gewonnene 
Eisenmanganerz förderte. Die Lagerstätte des 
begehrten Erzes reicht bis weit unter das Dorf. 
In den beiden Weltkriegen galt das 
Waldalgesheimer Erz als ein sehr kriegs­
wichtiger Rohstoff für die Stahlproduktion. 
Dadurch wurden die unter dem Dorf liegenden 
Erzstöcke, die man sonst wegen der Gefahr des 
Erdeinbruchs umgangen hätte, schonungslos 
ausgebeutet. Die Hohlräume, die durch die 
Entnahme von mehreren Millionen Tonnen 
Eisenmanganerz und Dolomit entstanden sind, 
sackten unter der Last des aufliegenden Ge­
birges zusammen. An den tiefsten Stellen der 
Erdeinbrüche entstanden Wassertümpel. An den 
Einsenkungstrichtern entlang zeigten sich mehr 
oder weniger konzentrische Staffelabbrüche, 
die je nachdem eine steilere oder flachere 
Böschung bildeten.
Selbst im Hinterland, 200 bis 300 Meter ent­
fernt von den eigentlichen Einbrüchen, gab es 

Risse in der Erdoberfläche. Großflächig neigten sich die Erdschollen in Richtung der Sen­
kungsmulden. D.h. das Gelände im weiten Kreis um die eigentlichen Einbruchskrater 
geriet auch in Bewegung. Das war der Grund für die flächenhaft auftretenden Bergschä­
den. Durch den Bergbau bedingt musste im Laufe eines einzigen Menschenalters der 
größte Teil der Waldalgesheimer Dorfbebauung abgerissen und an einer anderen Stelle

Die

Abb. 1 Alte ev. Kirche im Kirchhof
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wieder aufgebaut werden. Wohnhäuser 
und die Bauernhöfe verschwanden still­
schweigend in einer Kraterlandschaft. 
Ganze Straßenzüge versanken in den Tie­
fen der Grundwasserseen, die sich nach 
und nach gebildet hatten. Je tiefer man 
auf der Suche nach Erz in die Erde ein­
drang, umso mehr breiteten sich die Schä­
den an der Oberfläche aus. Schon wegen 
der drohenden Unfallgefahr mussten alle 
betroffenen Gebäude eingerissen und dem 
Erdboden gleich gemacht werden. Sogar 
die beiden Kirchen, evangelische und ka­
tholische, wurden durch die Erdbewegun­
gen in ihrer Standsicherheit beeinträchtigt, 
sie wurden baufällig und schließlich auf 
bauamtliche Weisung abgerissen und ein­
geebnet. Auch der Kirchhof, seit tausend 
Jahren Begräbnisort der Toten des Ortes, 
musste an eine andere Stelle verlegt und 
danach für den Publikumsverkehr ge­
schlossen werden.
Eine Bilanz aller infrage kommenden Lie­
genschaften sieht folgendermaßen aus: 
Innerhalb eines Zeitraums von 64 Jahren 
gab es 177 grubengeschädigte Anwesen. 
Davon sind 123 Ersatzliegenschaften an 
einer anderen Stelle der Ortsgemarkung 
und auf den durch Geländetausch erhalte­
nen Flächen von unserer Nachbargemeinde 
Genheim wieder aufgebaut worden. Von 
34 abgebrochenen Häusern gibt es keinen 
Ersatz. Am Rande des Senkungsgebietes 
blieben 20 Häuser, die schon in den Besitz 
der Grube übergegangen waren, stehen. 
Später hat die Grube diese Liegenschaften 
wieder an Privatleute verkauft. Im Sen­
kungsbereich sind nur zwei Anwesen den 
Eigentümern verblieben und nicht in den 
Besitz der Grube gefallen.
Auf Waldalgesheimer Gebiet beträgt die 
Summe der einzelnen durch den Bergbau 
hervorgerufenen Bruchfelder ca. 65 Hek­
tar. Nach der Auflassung der Grube im 
Jahr 1971 ist deren Grundbesitz in mehre­
ren Stücken zerteilt in Privathand überge­
gangen. Durch einen Güterwechsel ist die 
Gemeinde seit 2004 wieder voll in den 
Besitz des Bruchgeländes in der alten Orts­
lage gekommen.
Die Flächen der alten Ortslage sind mit 
Sträuchern und Bäumen bewachsen und 
überwuchert. Teile der ehemaligen bebau­

ten Fläche sind zu verschiedenen Zeiten 
mit Schutt und Erde überfahren worden. 
Keine ursprüngliche Bebauung und keine 
der alten Straßenfluchten lassen sich zwi­
schen Bewuchs und Schutthaufen heute 
noch ausmachen. Überall herrscht Chaos 
und Ödnis.
Schon im Jahr 1989 hat man mit der An­
lage des Gemeindebauhofs begonnen, die 
alte Ortslage, an der Peripherie des ehema­
ligen Bruchgeländes liegend, wieder zu 
bebauen. Kurze Zeit danach folgten die 
Keltenhalle auf dem Gelände der ehemali­
gen katholischen Kirche in der Neustraße 
und der Gemeinde-Kindergarten in der Hol­
lerstraße. Bei keiner dieser gemeindlichen 
Unternehmungen hat man den Versuch 
gemacht, in irgendeiner Weise an die frü­
here, alte Bebauung zu erinnern. Vor allem 
an der Keltenhalle nicht, wo die Funda­
mente der abgerissenen Kirche noch rings­
um gut erhalten waren. Von keiner Seite 
der hiesigen Bürgerschaft wurde die 
Schaffung eines Erinnerungsobjektes erör­
tert oder erwogen. Die heimatgeschichtli­
che Dimension eines solchen Gedankens 
hatte sich bis dahin noch nicht richtig 
durchgesetzt.

Der Denkmalgedanke entsteht
Schon in den siebziger Jahren hat man in 
der Nähe des alten Brunnens neben einer 
Sitzgruppe mehrere Grubenloren aufge­
stellt, die an den Bergbau und den Berg­
mannsberuf erinnern sollen. In jüngster 
Zeit hat man den Standort der Loren an 
den Verkehrskreisel am Ortsende Richtung 
Genheim verlegt. Auf einem Stück Feld­
bahngleis stehen vier mit moderner Silber­
farbe angestrichene Loren, ohne eine Er­
läuterung und ohne einen Hinweis auf den 
Sinn, nämlich den Bergbau, den man damit 
ausdrücken möchte. Für die Gemeinde ist 
es nur ein bescheidener Ansatz, ein Phä­
nomen von dieser Tragweite, wie sie die 
fast ein Menschenalter umfassende Um­
siedlungsgeschichte darstellt, zu erklären 
und lebendig zu halten.
Angesichts dieses Mankos keimte schon 
früh der Gedanke, den alten Kirchhof mit 
dem Fundament der alten Kirche für solch 
einen Zweck im Auge zu behalten. Mit der 
Gründung des Vereins der Heimatfreunde
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war eine Basis gefunden, von der aus man 
das Vorhaben vor den Gemeindegremien 
vertreten konnte. Innerhalb des Vereins 
war eine kleine Gruppe, die bereit war, an 
der praktischen Durchführung dieser Idee 
mitzuarbeiten. Das angesprochene Gelän­
de befand sich zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht in den Händen der Gemeinde. Im 
Bauausschuss sowie in den Dorfentwick­
lungsgremien munkelte man von einer 
Wohnbebauung im Bereich des ehemaligen 
Bruchgebietes. Man wurde aufmerksam. 
Dazu hatten sich Erfahrungen in der Erin­
nerung festgesetzt, die ein konsequentes 
Handeln erforderten. Nämlich um Erdreich 
zur Verfüllung anfahren zu können, be­
nutzte man eine Anfahrtrasse, die in Ost- 
West-Richtung genau über den alten Kirch­
hof führte. Wenn die schweren Lastwagen 
den Weg über Gräber und Kirchenruine 
zerfahren hatten, kam schweres Baugerät 
um ihn wieder zu ebnen. Dieser Akt der 
rücksichtslosen Benutzung von historisch 
stark durchdrungenem und befriedetem 
Gelände hatte manche Gemüter bewegt 
und sich in den Hinterköpfen festgesetzt.1 
Man sah durch diese Maßnahme das Ge­
bot der Totenruhe verletzt. Darum erwog 
man später in den Kreisen der Heimat­
freunde vornehmlich allen etwaigen frem­
den Einflüssen zuvorzukommen und den 
Kirchenbereich bei der Kreisbehörde unter 
Grabungsschutz stellen zu lassen, was 
auch geschehen ist.
Mit dem Rückkauf der Fläche im Jahr 
2004, die auch den ehemaligen Kirchhof 
beinhaltet, hatte sich eine Gelegenheit 
ergeben, nicht nur den inzwischen zum 
Schutt- und Müllplatz verkommenen Fried­
hof wieder begehbar zu machen, sondern 
auch den verborgenen Kirchengrundriss 
aus seiner Versenkung zu holen. Als ein 
realisierbares Zeitmaß hatte man damals 
in der Ratssitzung vom Febr. 2004 mit 
Ortsbürgermeister Dr. Hanke fünf Jahre 
angenommen.2
Anfang März 2004 hat eine Gruppe der 
Heimatfreunde begonnen, die Fläche des

'Ratsherr Manfred Medinger hatte anfangs der 
neunziger Jahre im Gemeinderat auf die herr­
schenden Zustände hingewiesen.
2 Ratsbeschluss vom Febr. 2004

Kirchhofs, die inzwischen auch unter Na­
turschutz gestellt worden war, von Wild­
wuchs freizuschneiden und von Müll und 
wilden Ablagerungen zu säubern. An­
schließend wurden alle verstreut umher 
liegenden Grabmäler und Einfassungen 
aufgesammelt und deponiert. Danach be­
gab man sich an das Aufsuchen der Um­
fassungsmauern.

|

' jj ' ' fj , |

Lj jJ
Abb. 2 Wieder sichtbar gemachter Grundriss 
der 1937/38 abgebrochenen alten Kirche

Die den Kirchhof umgebende mannshohe 
Bruchsteinmauer war in den 60-er Jahren 
50 — 70 cm unter der heutigen Oberfläche 
abgebrochen worden. Mehrere Bauwillige 
hatten sich die Bruchsteine zum Bau ihrer 
Eigenheime geholt. Um die Abgrenzung 
des Kirchhofs genau zu fixieren, wurden 
auf den verbliebenen Fundamenten die 
Mauern wieder soweit hochgezogen, wie 
sie für eine Höhenangleichung des Gelän­
des notwendig waren. Das dazu nötige 
Baumaterial hatte man auf dem Kirchhof 
zusammengetragen.
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Das neue Denkmal selbst 
Den Grundriss der alten Kirche erreicht 
man, wenn man von der Niedergasse an 
der Südwestecke des Kirchhofs nach Nor­
den abbiegt, über das zum Teil wieder 
freigelegte Kopfsteinpflaster der ehemali­
gen Kirchgasse, nach ca. 40 Metern.
Zuerst galt es, in einer Suchkampagne mit 
Hacke und Schaufel die 1937/38 in der 
Erde belassenen Fundamente aufzuspüren. 
Anhand von alten Plänen wusste man die 
ungefähren Ausmaße des Gebäudes in 
Länge und Breite, aber den genauen Ort 
kannte man nicht. Nachdem man an einer 
Stelle auf eine Mauer gestoßen war, war 
es dann leicht, dem ganzen Umriss nach­
zugehen und ihn freizulegen. Nach einiger 
Zeit waren die Mauerfluchten von Kirchen­
schiff, Turm und die beiden seitlichen 
Treppenhäuser frei gegraben und gesäu­
bert. Dabei ergab sich, dass sich nicht 
weniger als vier Bäume auf den abgebro­
chenen Mauern wild angesiedelt hatten, 
die entfernt werden mussten. Die Geneh­
migung zum Roden dieser Bäume musste 
bei der oberen Landespflegebehörde in 
Neustadt beantragt werden. Nachdem die 
Genehmigung erteilt und danach die Bäu­
me beseitigt waren, begab man sich ab 
Mai 2007 an das Aufmauern der Kirche. 
Zunächst begann man den bis zu einer 
Tiefe von 80 cm unter die Oberfläche ab­
gebrochenen Stellen an der Nordseite mit 
dem Herausmauern auf Geländegleiche. 
Dazu kamen die Fundamentklötze und die 
Basissteine der alten Grabmäler als Spolien 
zur Verwendung. Von Oberkante Gelände 
an brauchte man zum Aufmauern des 
kniehohen und 60 cm breiten, zweiköpfig 
aufgeführten Mauersockels Bruchsteine 
aus dem Steinbruch in Trechtingshausen. 
Ab Mitte Juli 2007 wurde daran gemauert 
und nach einer kurzen Winterpause die 
Arbeiten im März 2008 wieder fortgeführt. 
Die besagte Kirche war 1790/91 als eine 
Simultankirche unter der Obhut von Kur­
pfalz neu entstanden. Seit 1773 hatte 
Kurpfalz das Patronat über das Gotteshaus 
übernommen, das davor bei dem Grafen 
von Degenfeld lag. Nach dem Auszug der 
katholischen Gemeinde in ihre 1871 neu 
gebaute eigene Kirche in der Neustraße 
verblieb das Gotteshaus im Kirchhof den

Evangelischen. Nach der Übernahme wur­
de ein Glockenturm für drei Glocken und 
zwei seitliche Treppenhäuser zum Errei­
chen der Empore an der Westseite des 
Schiffs angebaut. Der ursprüngliche Bau 
hatte keinen Turm, dafür aber einen sog. 
Dachreiter auf dem Dach des Kirchen­
schiffs, in dem ein oder zwei kleine Glo­
cken untergebracht waren. Durch den 
neuen Glockenturm war der Dachreiter 
überflüssig und wurde abgenommen. Im 
Innern erhielt die Empore eine neue Orgel 
aus der Werkstatt der Fa. Oberlinger in 
Windesheim. Die alte, aus dem Kloster 
Maria Laach stammende Orgel hatte somit 
ausgedient.
Als ein nützlicher Nebeneffekt zu werten 
ist, dass man bei den Erdarbeiten beim 
Freiräumen der Mauern gelegentlich auf 
Brocken mittelalterlicher Bodenfliesen aus 
Ton gestoßen ist. Diese gelten als ein 
Hinweis auf einen älteren Vorgängerbau an 
der gleichen Stelle. Weiter waren außen an 
der Südseite des Schiffs keine Hinweise 
auf einen Sakristeianbau mehr festzustel­
len, wie sie auf dem älteren Bild (1791) zu 
sehen sind. Es könnte sein, dass die seit­
lich angebaute, eingeschossige Sakristei 
bei der Renovierung (1873), aus welchen 
Gründen auch immer, abgerissen worden 
war.

Sein tieferer Sinn
Die Generation, die die Grubenära miter­
lebt hat, hatte wenig Sinn für das Bewah­
ren von Erinnerungen. Das Beschäftigen 
mit immer neuen Gegenwartsproblemen 
ließ so leicht keine Gedanken an dieses 
Thema aufkommen. Da die Grubenleitung 
bei der Auseinandersetzung um Eigen­
tums- und Entschädigungsfragen bei Ge­
richten und Behörden die größere Lobby 
hatte als die davon Betroffenen, waren die 
Leute in einer Art Lethargie versunken, 
worunter auch das Selbstwertgefühl sehr 
litt. Alles passierte so, wie es die Grube 
wollte. So zum Beispiel sind wir über die 
neue Grube bis ins letzte Detail hinein 
glänzend informiert, doch wie das alte 
Dorf einmal aussah, darüber hat sich nie­
mand Gedanken gemacht. Haus für Haus 
und Straße für Straße sind so dem Abriss 
preisgegeben worden, ohne eine Beschrei­
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bung und ohne eine Abbildung zu sichern 
für künftige Generationen. Darum ist es 
der Mangel an geeigneten Informationen, 
der es heute so schwer macht, das ver­
schwundene Dorf und die Geschichte des 
Umsiedlungsprozesses zu erklären. Es ist 
ein riesiger Verlust, dem man heute nach­
trauert.
Darum soll das von den hiesigen Heimat­
freunden geschaffene „neue Denkmal" an 
dem untergegangenen Teil des Dorfes mit­
samt seinen Einrichtungen wie: beide Kir­
chen, Friedhof, Brunnen, Viehtränke, Heili­
genhäuschen und alle Straßen, Wege und 
Pfade erinnern. Sein Standort ist ein 
Glücksfall. Die ca. ein Dutzend ausgehal­
tenen alten Grabsteine sind auf dem 
Kirchhof willkürlich angeordnet, d. h. sie 
zeigen nicht die Grabstätte der auf dem 
Stein stehenden Personen an.
Eingebettet in den als Park gestalteten 
alten Friedhof ist das Denkmal über einen 
öffentlichen Weg leicht erreichbar. Da das 
Kirchhofsgelände auch unter Naturschutz 
steht, werden sich an dem Baumbestand 
keine willkürlichen Eingriffe vollziehen. 
Was die Pflege des neuen, etwa ein Mor­
gen großen Kirchhofspark angeht, könnte 
sie auch künftig durch den Einsatz von 
Freiwilligen geregelt werden.
Eine Hinweistafel, an gut einsehbarer Stel­
le angebracht und mit einem zeitgenössi­
schen Ortsplan ausgestattet, soll dem In­
teressenten die Geschichte des „ver­
schwundenen, (wandernden) Dorfes" und 
der Wasserlöcher erklären helfen.

100 Jahre Wasserleitung (2)

Woher kommt unser Trinkwasser?

Von Kurt Hochgesand

Der auf Rümmelsheimer Gemarkung auf 
dem Horetberg 1910/12 errichtete Was­
serturm war im eigentlichen Sinne gar kein 
Wasserturm, sondern ein Aussichtsturm, 
den man über dem im Kellerraum befindli­
chen Hochbehälter errichtet hatte. Von 
diesem Hochbehälter (ca. 330 m ü. NN) 
aus erhielten die Gemeinden Waldalges- 
heim, Weiler, Genheim, Roth, Warmsroth

und die Hochzone von Bingerbrück ihr 
Trinkwasser. Während man den Hochbe­
hälter nach der damals üblichen Art mit 
Ziegelsteinen gemauert und wasserdicht 
verputzt hatte, war das Aufgehende des 
Turmes in Bruchsteinen aufgeführt. Die 
nach allen vier Himmelsrichtungen vorhan­
denen Sichtöffnungen der Aussichtsplatt­
form, von der aus man bei gutem Wetter 
bis zum Melibokus im Odenwald sehen 
kann, sind als mehrfeldrige romanische 
Arkaden ausgebildet. Mit vierseitigem 
Zeltdach hat man das Gebäude dem Vor­
bild eines römischen Wachturms nachemp­
funden. Dabei ist die steilere Dachneigung 
vom römischen Vorbild abweichend.
Das Wasser der Quelle von der Nauwiese 
fasste man in einer neu errichteten Brun­
nenstube und leitete es unter Ausnutzung 
des natürlichen Gefälles in den Hochbehäl­
ter (Höhe ca. 296 m ü. NN) der Gemeinde 
Weiler. Eine zweite Leitung versorgte mit 
einer Abzweigung von der Staatsstraße 
aus das Weilerer Bergwerk, die Fortfüh­
rung dieser Leitung endete oberhalb Weiler 
(Höhe 260 m ü. NN). In den zwanziger 
Jahren fand man heraus, dass das Nau- 
wieser Wasser zu „sauer" war. Daher bau­
te man ca. 100 m südlich der Brunnenstu­
be „Auf der Hohl" die Entsäuerungsanlage 
(Wasserhäuschen, ca. 305 m ü. NN), da 
man durch die Zugabe von gewaschenem 
Splitt aus Stromberger Kalkstein diesen 
Mangel beheben wollte. Auch das Wasser 
des Allesborns fasste man in einer neu 
errichteten Brunnenstube (Höhe ca. 325 m 
ü. NN) und leitete es in einer Rohrleitung 
in südlicher Richtung quer durch die Holz­
wiesen, dann den Innweg entlang zum 
Erbacher Weg. Auf der Höhe der Kiesgru­
be von Johann Kemmerle gab es einen 
Anschluss zu einer Entnahmestelle in der 
Kiesgrube. Kemmerle wusch dort Beton­
kies aus dem anstehenden Tonsandmateri­
al. Gegen Ende der dreißiger Jahre diente 
die Zapfstelle dem Betrieb der Fliegerhalle, 
die die Flieger-HJ-Gruppe Bingen dort plat­
ziert hatte. Vom Innweg aus folgte die 
Leitung dem Erbacher Weg in östlicher 
Richtung bis zum neu errichteten Windmo­
tor und mündete in den dortigen, aus zwei 
Becken von je 43 cbm bestehenden Tief­
behälter (Höhe ca. 295 m ü. NN).
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Abb. 3 Der Wasserturm auf dem Höret von 
Süden her gesehen

Mit der Kraft des Windmotors schickte 
man nun das Wasser über die Leitung, die 
Richtung Süden entlang der Ersatzstraße 
und dann quer durch Waldalgesheimer und 
Genheimer Gemarkung verlief, zum Hoch­
behälter im Distrikt Nr. 7, „Steinbruch", 
oberhalb des Genheimer Friedhofes (Höhe 
ca. 280 m ü. NN). Von dort leitete man 
das kostbare Nass mit konstantem Druck 
über die Wasserleitung in den Ort und zu 
den Hausanschlüssen.
Die alte Grube Amalienhöhe, am Fuße des 
Berges gelegen, hatte ursprünglich eine 
eigene Brauchwasserversorgung, die mit 
der Grubenentwässerung gekoppelt war. 
Mit der Energie des Dampfkessels wurden 
außer der Förderung auch eine oder meh­
rere Pumpen am Schachtboden angetrie­
ben, mit denen das Bergwasser in ein 
überirdisches Reservoir gelangte. Die 
Übermengen flössen ungenutzt zu Tal. 
Später, bei der Inbetriebnahme der Zentra­
le, reichte die geförderte Wassermenge der 
Grube auch für den Betrieb dieser Anlage 
aus.
Aus Gründen des Fortschritts und der Hy­
giene hatte sich die Grube an die Versor­

gungsleitung des Dorfes gleich beim Bau 
mit anschließen lassen. Seit 1913 bezog 
diese ihr Trinkwasser aus dem Rohrnetz 
des Wasserwerkes Trollmühle.
Bei der Neuanlage der Grube „In den 
Strauben" hatte man von vornherein die 
Gewinnung des Bergwassers für den über­
irdischen Bedarf des Betriebes eingeplant. 
Aus diesem Grund hatte man schon von 
Anfang an ganz oben über dem Förderge­
rüst ein massiv gebautes Wasserreservoir 
von 300 cbm Fassungsvermögen einge­
plant. Dank einer guten Förderkapazität 
konnte man außer dem Grubengelände die 
Wohnhäuser „Am Berg" und später auch 
noch den Landwirtschaftshof mitversor­
gen.
Erst nach der Stilllegung der Grube im Jahr 
1971 wurden die Amalienshöhe, die 
Wohnhäuser am Berg sowie der Landwirt­
schaftliche Hof an die Wasserleitung des 
Wasserwerkes Trollmühle angeschlossen. 
Das in der Grube anfallende Bergwasser 
fließt durch den Rheinstollen direkt in den 
Rhein.
Zu verschiedenen Zeiten ist die Verwen­
dung dieses Trinkwasservorkommens für 
die Einspeisung in die Versorgungseinrich­
tungen des Beschaffungsverbandes Rhein­
höhen diskutiert worden. Doch dafür sei 
die Abflussmenge zu gering, hieß es 
schließlich in einer Zeitungsnotiz.
Im November 1911 schaltete sich der 
Landrat des Kreises Kreuznach mit dem 
Hinweis ein, auch die Schulen an das öf­
fentliche Wassernetz anzuschließen 3. In 
der kommenden Sitzung wurde dieser 
Hinweis als Antrag formuliert und vom 
Gemeinderat zunächst abgelehnt.
In einer im Juli 1912 abgehaltenen Sitzung 
entscheidet sich der Gemeinderat jedoch 
für einen Anschluss der Schulen an das 
öffentliche Wassersystem. Den Auftrag 
zum Verlegen der Rohre in den Gebäuden 
erhält der hiesige Schmiedemeister Wil­
helm Scherb, Grabenstraße. Außer den 
Wasseranschlüssen in den Schulgebäuden 
selbst erhielt der Pausenhof der evangeli­
schen Schule einen Trinkwasserspender 
für die Schulkinder, der aber nicht sehr 
lange funktionierte.

3 Ratsprotokoll v. 28.7.1912
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Bis zum Winter 1912/13 hatte hier in 
Waidalgesheim jedes Haus seinen Wasser­
anschluss. Da man nun im Falle eines 
Brandes das erforderliche Löschwasser 
aus den Hydranten entnehmen konnte, 
hatten die beiden Feuerlöschteiche, 
„Bach" und „Viehtränke", ausgedient. Sie 
wurden eingerissen, verfüllt und eingeeb­
net, während man die beiden stillgelegten 
Brunnengebäude stehen ließ.
In Genheim hatte sich dieser Vorgang 
schon einige Jahre zuvor in gleicher Weise 
abgespielt. Dort hatte man den Brandwei­
her, der sich „Pul" nannte, eingerissen und 
verfüllt.
Wie nach den historischen Rohrleitungs­
plänen vermutet werden kann, hat es we­
gen der Verlegetrasse zwischen dem pla­
nenden Kreiswasserwerk und der Grube 
Dr. Geier Absprachen gegeben. Denn vom 
Erbacher Weg an zur Provinzialstraße 
deckt sich die Rohrtrasse mit der erst 
1918 erbauten Ersatzstraße. Nach damali­
ger Ansicht war es ein vom Bergbau unge­
fährdetes Gebiet.
Ab September 1912 werden alle durch 
den Wasserleitungsbau verursachten Stra­
ßenschäden wieder repariert.

Rückbau der Wasserleitung im Bruchgebiet
Nicht einmal zehn Jahre konnte die Ge­
meinde sich ihrer neuen Errungenschaft 
erfreuen, da machten sich schon die ers­
ten Rohrbrüche bemerkbar. Ursache dazu 
waren Geländeeinsenkungen, die durch 
den Bergbau hervorgerufen wurden. Schon 
nach kurzer Liegezeit begann man die 
Wasserleitung im Bereich des Binger We­
ges, wo die ersten Gefährdungen an den 
Häusern auftraten, wieder zurückzubauen. 
Die Brüche traten meistens in den Winter­
monaten zutage, wenn der Boden tief ge­
froren war.
Da die Versorgung der Häuser in der 
Oberstraße allzu oft in Frage gestellt war, 
empfahl es sich, die Zuleitung, die vom 
Dorf her zum Säukopf führte, oberirdisch 
zu verlegen, damit man eine bessere Kon­
trolle darüber hatte. Für den Winterbetrieb 
musste sie wegen der Frostgefahr nun mit 
einer dicken Isolierschicht umgeben wer­
den. Dieser Zustand, der von vornherein 
nur als Provisorium gedacht war, hielt

auch nicht lange, weil sich die Einbruchsi­
tuation von Mal zu Mal veränderte. Man 
beschloss, die Zuleitung zum Säukopf um­
zuverlegen. Oberstraße und Erbacher Weg 
erhielten ihren Trinkwasserzufluss nun von 
einer Leitung, die um das Dorf herum führ­
te und ebenfalls längs der Trasse der Er­
satzstraße verlegt worden war.
Im Jahr 1922 erhielten beide Bleichen je 
einen Wasseranschluss4. Von der Neustra­
ße her verlegte man eine Stichleitung, die 
in einen gemauerten, frostsicheren Inspek­
tionsschacht mündete, in dem die Was­
seruhr und der Abstellhahn untergebracht 
waren. Oberirdisch hatte man als Zapfsäu­
le einen gusseisernen Brunnensockel von 
der Form eines Standrohres gewählt, die 
auf Hebeldruck reagierte.
Nachdem sich die Verwendung von 
Bleichmitteln im Waschpulver nach und 
nach durchsetzte, verlor die althergebrach­
te Technik des Wäschebleichens immer 
mehr ihre Bedeutung. Die beiden Wasser­
anschlüsse auf den Bleichen wurden wie­
der überflüssig.
Wegen der besseren Druckverhältnisse 
wurde das anfänglich astförmige Rohrsys­
tem mit der Zeit auf ein Ringnetz umge­
baut. Dadurch erhöhten sich die Durch­
flussmenge und der Druck, was auch für 
den Fall der Brandbekämpfung von Vorteil 
war.
Das neue Wasser, das nun aus dem Was­
serhahn zu den Leuten ins Haus kam, war 
ein anderes als man es bisher gewöhnt 
war. Galt das bisherige Wasser aus den 
eigenen Quellen bislang als ausgesprochen 
kalkarm, war das neue, von dem Kreis­
wasserwerk gelieferte Wasser doch sehr 
kalkig. Wassertöpfe, Kaffeekessel und 
Herdschiffe verkalkten sehr rasch, so dass 
zum Erhitzen und Kochen ein Mehr an 
Heizenergie aufgewendet werden musste. 
Da es in den Häusern weder Spülklosetts 
noch reguläre Bäder gab, war der Wasser­
verbrauch in den Familien damals noch 
gering. Wer über einen Brunnen verfügte 
und Gießwasser brauchte, griff eher zum 
Pumpenschwengel als zum Wasserhahn. 
Alles in allem waren in der ersten Zeit der 
Wasserleitung die Verbrauchsmengen pro

4 Ratsprotokoll v. 14.3.1922
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Kopf eher bescheiden. Mit einer an­
spruchsvolleren Lebensführung stieg auch 
der Wasserverbrauch.

Neue Wege in der Versorgung
Mit dem Ansteigen des allgemeinen Was­
serverbrauchs bei der Bevölkerung kam es 
in regenarmen Perioden zu Wassermangel. 
Was zur Folge hatte, dass im Sommer 
zeitweise ein Gießverbot verhängt werden 
musste. Um den immer wieder auftreten­
den Engpässen in der Wasserversorgung 
Abhilfe zu verschaffen, grub das Kreis­
wasserwerk in der Gemarkung von Win­
desheim im Guldenbachtal zusätzliche 
Brunnen. Ein weiterer Grund zum Auswei­
chen nach Windesheim war der Umstand, 
dass man durch den Bau der neuen Auto­
bahn Anfang der sechziger Jahre das bis­
herige Wassergewinnungsgebiet am Aus­
gang des Trollbachtals gefährdet sah.
Das Wasser des neuen, sehr ergiebigen 
Brunnens in Langenlonsheim ähnelte be­
züglich seiner Härte dem Wasser der Troll­
mühle. Auf die Einleitung der Wässer der 
beiden Flachbrunnen Nauwiese und Alles­
born, die durch ihre Nähe zu den intensiv 
genutzten landwirtschaftlichen Flächen 
schon eine ganze Weile als problematisch 
angesehen wurden, konnte man nun ver­
zichten. Um dem Bedürfnis einer größt­
möglichen Bevorratung von Trinkwasser 
nachzukommen, baute man in Windes­
heim, in Dorsheim, im Daxweilerer Wald 
und auch schließlich in Rümmelsheim auf 
dem Höret je einen mehrere hundert Ku­
bikmeter fassenden Hochbehälter. Mit den 
neuen Standorten der Reservoire und den 
neuen, größer dimensionierten Transport­
leitungen vergrößerte sich die Leistungsfä­
higkeit bezüglich der Durchflussmenge und 
des Drucks. Seitdem dieses neue System 
in Betrieb gesetzt wurde, sind Engpässe in 
der Versorgung nicht mehr aufgetreten.
In den achtziger Jahren des vorigen Jahr­
hunderts hat man im Waldalgesheimer 
Wald, entlang der „Walderbacher Linie", 
drei Tiefbrunnen von ca. 75 m Tiefe ange­
legt. Das gewonnene Wasser wird in einer 
neu verlegten Druckleitung zum Hochbe­
hälter im Daxweilerer Wald gepumpt. Mit 
diesem Wasser, das sich durch seine be­

sondere Weichheit auszeichnet, wird unser 
Ortsteil Genheim versorgt.
Bei der Genehmigung des Wochenendge­
bietes Hasselbach hatte man zunächst den 
„Elisabethenbrunnen" am Pflanzgarten im 
Waldalgesheimer Wald als eine zentrale 
Versorgungsquelle für die Wochenendleute 
propagiert. Mit der Zeit hatte sich aber 
herausgestellt, dass sowohl die Förder­
menge als auch die Qualität dieser oberflä­
chennahen Quelle den derzeitigen Ansprü­
chen nicht mehr genügte. Schließlich wur­
de es verboten, dieses Wasser als Trink­
wasser zu benutzen. Ein am Brunnenpros­
pekt angebrachtes Emailleschild weist den 
Benutzer daraufhin.
Seit dem Jahr 2000 wird das Wochenend­
gebiet Hasselbach auch mit dem Wasser 
aus dem Hochbehälter im Daxweilerer 
Wald versorgt. Eine am „Wasserweg" ent­
lang verlegte Druckleitung aus Kunststoff 
übernimmt die Versorgung des ganzen 
Gebietes.

Abb. 4 Das Windrad übernahm die Pumparbeit 
am Genheimer Versorgungsstrang

Der alte Brunnen vom „Allesborn", aus 
dem die Genheimer seit 1912 ihr Wasser 
bekamen, ist abgeschaltet. Durch einen 
Defekt in der Leitung, der nach Aussage 
vom zuständigen Personal des Wasser­
werkes Trollmühle zwischen dem Brunnen 
und dem Tiefbehälter am Windrad liegen 
muss, ist der Durchfluss versperrt. Durch 
die Erdbauarbeiten zur Erschließung des 
Baugebietes „Waldstraße 2" ist der Tief­
behälter unter dem Windrad an der Erba­
cher Straße abgerissen worden. Auch die
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Zu- und Abflussrohre des alten Leitungs­
systems sind durch den Kanalbau im Neu­
baugebiet Waldsraße 2, im Eichenweg 
außer Funktion gesetzt worden. Ebenso ist 
die Nauwieser Quelle, mit der Teile der 
Gemeinde Weiler mit Trinkwasser versorgt 
wurden, schon seit vielen Jahren abge­
schaltet. Lange Jahre ist der Überlauf die­
ser Quelle durch den Nauwieser Graben in 
die Weiher geflossen und hat im Feuer­
löschteich und im Nachtigallenweiher für 
die Zufuhr von Frischwasser gesorgt. Heu­
te wird dieses Wasser dem Sportgelände 
„Auf der mittleren Heu" zugeleitet. Die 
Überlaufmengen fließen den dortigen Was­
serlöchern zu. Das aus mehreren Tiefbrun­
nen gewonnene Wasser des Wasserwer­
kes wird heute in einem in Windesheim 
stehenden großen Mischbecken gesam­
melt und von dort in die einzelnen Hoch­
behälter gepumpt. Während nur die abge­
gebenen Wässer des Daxweilerer Hochbe­
hälters aus Sicherheit gegen Keime mit 
UV-Licht behandelt werden, sind alle sons­
tigen Wasserlieferungen des Wasserwer­
kes Trollmühle gänzlich naturbelassen. 
Sogar die sonst übliche Chlorung des 
Trinkwassers ist nach Verlautbarungen des 
Werksleiters Orben schon seit mehreren 
Jahren abgeschafft. So gesehen verfügen 
wir hier in unseren beiden Dörfern Waldal- 
gesheim und Genheim dank des Wasser­
beschaffungsverbandes Trollmühle in Win­
desheim über ein gesundes, preiswertes 
Trinkwasser von hoher Qualität.

Abb. 5 Unter dem grünen Hügel verbirgt sich 
der neu errichtete Hochbehälter auf dem Höret, 
im Bildhintergrund lugt das Wassertürmchen 
hervor

Aus: Chronik der Straßen und Wege

Unser alter Meilenstein

Von Kurt Hochgesand

„Unser Meilenstein" im „Rümmelsheimer 
Weg", in südlicher Richtung vor dem Dorf 
Waldalgesheim gelegen, ist ein Wegweiser 
aus vergangener Zeit, der schon längst 
seine Funktion verloren hat. Es liegt in der 
Erinnerung heute noch Lebender, dass frü­
her auf seinen Seitenflächen Richtungs­
pfeile und Entfernungsangaben zu erken­
nen waren. Heute sind die Angaben auf 
dem Stein nicht mehr auszumachen. Nicht 
nur die farbige Ausmalung, sondern auch 
die eingemeißelten Schriftzüge sind ver­
wittert und unkenntlich verschliffen. Den 
wichtigen Dienst der Richtungsweisung 
und der Entfernungsangabe für diesen 
Straßenabschnitt haben heute die genorm­
ten gelbgrundigen Wegweiserschilder 
übernommen, die an den Straßeneinmün­
dungen in Rümmelsheim (K 43) und Wald­
algesheim (K 5) angebracht sind.
Der Stein steht nicht nur als Zeugnis sei­
ner selbst im Straßenzwickel zwischen 
Rümmelsheimer Straße und dem alten 
„Weg nach Kreuznach" oder „Binger Weg" 
(von Waldlaubersheim aus), sondern er 
repräsentiert auch ein Stück örtlicher Stra­
ßengeschichte. Er erinnert an eine Stra­
ßenneubaumaßnahme der Ortsgemeinde, 
die der Region eine durchgreifende Ver­
kehrsverbesserung brachte. Statt des alten 
Weges nach Waldlaubersheim, der als ein 
einfacher Feldweg östlich am „Galgen­
berg" vorbeiführte, baut man eine neue 
Trasse diagonal durch den Genheimer 
Wald. Einer Katastereintragung aus dem 
Jahr 1855 zufolge erforderte die neue 
Wegetrasse von 195 Ackerparzellen „Am 
Galgenberg" eine Flächenabgabe in Stra­
ßenbreite.
Mit der Erschließung der Eisenbahn und 
anderer günstigerer Verkehrsverbindungen 
aber war diese Verkehrsführung bald 
überholt und geriet wieder in Vergessen­
heit. Nur der Meilenstein blieb bestehen.

Schon aus der römischen Zeit kennen wir 
die Verwendung von Steinsäulen als Mei-
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lensteine. Die gut ausgebauten Fernstra­
ßen der Römer waren an den Etappenzie­
len mit Meilensteinen ausgerüstet. Aus 
Bingen kennen wir z. B. zwei runde Säu­
lenstümpfe aus dieser Zeit, die bei Aus­
schachtungsarbeiten gefunden wurden 
und deren Inschriften noch teilweise erhal­
ten geblieben sind. Der eine Säulenstumpf 
wurde im Jahr 121 n. Chr. zur Landberei­
sung des Kaisers Hadrian aufgestellt. Auf 
ihm ist die Entfernung nach Trier von Bin­
gen aus mit 72 Meilen angegeben. Der 
andere Meilenstein rührt aus den Jahren 
207/08 und fällt in die Regierungszeit des 
Kaisers Septimius Servus. In der Umschrift 
ist die Entfernung nach Trier mit 48 galli­
schen Leugen angegeben. Der eingemei­
ßelte Namen des im Jahre 211 n. Chr. 
ermordeten Kaisers Geta ist nachträglich 
getilgt worden. Auf beiden Steinen ergibt 
die Entfernungsangabe umgerechnet auf 
heutige Verhältnisse ungefähr 106 Kilome­
ter, ein durchaus realistisches Maß. Beide 
Steine sind im Freihof des Binger Muse­
ums auf der Burg Klopp ausgestellt und 
können besichtigt werden.

Wenden wir unsern Blick wieder dem alt­
ehrwürdigen Meilenstein an der Rümmels- 
heimer Straße zu. Seine Erbauer wollten 
mit ihm eine dauernde und unverrückbare 
Orientierungshilfe schaffen. Ein Mal, das 
bei allen Wetterlagen und zu allen Tages­
zeiten dem Reisenden Sicherheit und Hilfe 
bieten soll.
Diese Art Meilensteine, von denen im Kreis 
Bad Kreuznach heute noch eine nicht ge­
ringe Anzahl erhalten sind, stammen aus 
der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts. 
Die zu einem Pyramidenstumpf gearbeite­
ten Steine von etwa Mannshöhe hatten 
überall dort ihren Standort bekommen, wo 
wichtige Straßenverbindungen unter der 
Planungshoheit des Kreises neu geschaf­
fen wurden, oder bestehende Wege, dem 
neuen Standard gemäß, zu Straßen aus­
gebaut wurden. Es gab Regelquerschnitte, 
nach denen eine Straße entsprechend ihrer 
Klassifizierung gebaut werden musste. Die 
preußische Regierung setzte alles daran, 
die damals eher an Feldwege erinnernden 
Straßenzustände systematisch zu verbes­
sern. Alle Meilensteine waren nach glei­

chem Muster aufgebaut: Fundament, So­
ckelquader, Abdeckfries und Pyramiden­
stumpf. Das verwendete Material war 
gelbbrauner oder grauer Sandstein, das 
man in den Steinbrüchen entlang des Glan, 
z. B. Odernheim, Medart und Abtweiler, 
gewonnen hatte. Entsprechend ihres 
Standortes waren auf den Seitenflächen 
des Pyramidenstumpfes Richtungspfeile 
und Entfernungsangabe eingemeißelt. Ge­
meinsam war ihnen allen eigen, so zu sa­
gen als Fernziel, die Angabe über Richtung 
und Entfernung der Kreisstadt Kreuznach. 
Bis zum Jahr 1872 waren auf den Schrift­
feldern die Entfernungen in Stunden oder 
Meilen angegeben, danach wurden die 
alten Maßeinheiten durch „Kilometer" ab­
gelöst.

Abb. 6 Der alte Meilenstein an der Straße nach 
Rümmelsheim mit Blick nach Norden

Sogenannte „Halbe"- oder „Viertel"- 
Meilensteine waren runde Kegelstümpfe, 
die ebenfalls aus Sandstein geschlagen 
waren, aber nur eine Höhe von 50 cm bis 
zu einem Meter hatten. Auf ihnen waren 
die nächsten Ortschaften und Entfernun­
gen in einer Umschrift eingemeißelt. Einer 
dieser Viertelmeilensteine steht an der L 
214 auf der Höhe des „Reuthenackers", 
im nördlichen Straßenbankett. Auf ihm ist 
der Schriftzug WALDALGESHEIM noch gut 
lesbar in den Stein eingegraben.

An anderer Stelle, z. B. der Rheinstraße 
entlang von Bingen nach Köln, waren e- 
benfalls Steinpyramiden als Meilensteine 
errichtet. Jedoch im Gegensatz zu denen 
sonst im Kreis Kreuznach waren diese von 
der Gestalt her größer gewählt und aus
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Eifeier Basaltlavagestein hergestellt. Ein 
Exemplar, an dessen Oberteil der preußi­
sche Adler angebracht ist, befindet sich in 
Bingerbrück in der Stützmauer an der B9 
eingemauert. Ein weiteres Monument die­
ser Art befindet sich am Ortsausgang von 
Niederheimbach.

Abb. 7 Ein 1/2-Meilenstein steht heute noch auf 
dem Straßenbankett der L 214 in Richtung 
Stromberg, Nordseite

Bei den Umständen, die zur Erstellung un­
seres Meilensteines an diesem Ort geführt 
haben, muss man bedenken, dass es zu 
dieser Zeit noch keine Eisenbahn gab. Alle 
Landwege orientierten sich strahlenförmig 
zum Verwaltungsmittelpunkt Kreuznach 
hin. Die alte Orientierungsrichtung aus der 
Zeit, wo Stromberg der Oberamtsort und 
Simmern der Arrondissementsort von 
Waldalgesheim war, verlor damit seine 
räumliche Beziehung. Bingen blieb zwar 
der Markt und Besorgungsort, Kreuznach 
war aber das Zentrum der Verwaltung auf 
Kreisebene geworden und Waldalgesheim 
war „Amtsort" geblieben, wie in der Fran­
zosenzeit. Man brauchte einen direkten 
Weg, um vom preußischen „Amtsdorf" 
Waldalgesheim zur Kreisstadt Kreuznach 
zu gelangen. Die alte unausgebaute 
schmale Wegetrasse, die vom Meilenstein 
aus zwischen dem „König" und dem „Gal­
genberg" nach Süden verlief, war als 
Fernverbindung unakzeptabel geworden. 
Andererseits musste für die Dörfer, die 
zum „Amtsbezirk" gehörten, Waldalges­
heim leicht zu erreichen sein. Nach diesen 
Grundsätzen verfuhr man dann auch beim 
Straßenbau. Nicht nur der Weg nach 
Rümmelsheim erhielt einen neuen Ausbau, 
auch der Weg, der Waldalgesheim mit 
Waldlaubersheim durch den Genheimer 
Wald verbindet, wurde straßenmäßig auf­
gerüstet. Die Weiterführung der Trasse

verlief am „Breitenfelser Hof" vorbei über 
den „Hungrigen Wolf" nach Kreuznach. 
Was für Waldalgesheim der Weg nach 
Kreuznach war, war für die Waldlaubers- 
heimer der „Binger Weg". Wahrscheinlich 
hatte man die Baustoffe, die man zum 
Straßenbau benötigte, gleich vor Ort vor­
gefunden, wie die heute noch festzustel­
lenden Schürflöcher bergseitig des Weges 
vermuten lassen. Die Wahl der Trasse war 
ungeschickt gewählt. Man musste, um 
von Ort zu Ort zu gelangen, den „Höret" 
(Galgenberg) übersteigen, was angesichts 
der enormen Steigung von Waldlaubers­
heim aus für den Lastverkehr mit Fuhrwer­
ken sehr beschwerlich war.
Mit dem Aufkommen des Schienenver­
kehrs von der „Binger-Brück" aus nach 
Kreuznach erfuhr der Straßenverkehr er­
neut eine Umorientierung. Dazu kommt 
noch, dass der Ausbau der Wegetrasse 
von Genheim nach Waldlaubersheim „um 
den Berg herum" wegen seiner sanfteren 
Steigung hauptsächlich für die Fuhrwerke 
eine weitere Verbesserung brachte. Die 
Straße nach Kreuznach, die am Meilen­
stein in südlicher Richtung abzweigte, ver­
lor so ihre Bedeutung. Sie fiel auf die Stufe 
eines örtlichen Feldweges zurück. Und 
mancher stille Wanderer mag sich heute 
fragen, worin die mitten im Gemeindewald 
des Ortsteiles Genheim liegende und total 
ausgebaute, fast 5 m breite Straße mit 
noch erkennbaren Entwässerungsgräben 
ihre Ursache hat.
Auch der Streckenabschnitt zwischen dem 
„Hungrigen Wolf" und der Stadt Bad 
Kreuznach war lange Zeit wieder zum ein­
fachen Feldweg deklassiert worden. Nur 
das Namensschild „Stromberger Straße" in 
Bad Kreuznach zeugt davon, dass die Ver­
bindungsstraße zu den nordwestlichen 
Teilen des Kreises ehemals hier in die 
Stadt einfiel.
Es war Anfang der fünfziger Jahre. Bei der 
Rückkehr von der Dorsheimer Kerb, so 
heißt es, versuchten Rowdys nachts am 
Meilenstein ihren Mut zu kühlen. Mit ver­
einten Kräften hoben sie den Pyramiden­
stumpf vom Sockel und kippten ihn in den 
Straßengraben, wobei der Stein in zwei 
Stücke zerbrach. Im Auftrag des zu der 
Zeit in Waldalgesheim amtierenden Bür­
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germeisters Franz Steyer wurde der Stein 
von dem damals noch in Rümmelsheim 
ansässigen Bauunternehmen Algesheimer 
wieder aufgerichtet. Die schräg um den 
Stein verlaufende Mörtelfuge zeugt noch 
heute von diesem Ereignis.
Obwohl der Grund und Boden, auf dem 
sich das Mal befindet, bis heute noch 
kreiseigen ist und zur Kreisstraße gehört, 
hat die Bevölkerung von Waldalgesheim 
schon früherer Zeit begonnen, den umge­
benden freien Platz für sich zu nutzen. In 
einer landweit abgehaltenen Schulaktion, 
die sich „Tag des Baumes" nannte, pflanz­
ten die Waldalgesheimer Schulen 1953 
unter Anleitung des hiesigen Gärtners Wil­
helm Hochgesand zwei Ebereschenbäume 
(Sorbus aucuparia) neben dem Meilenstein. 
In der folgenden Zeit fiel einer der beiden 
Bäume dem Übergriff eines unerkannt ge­
bliebenen Frevlers zum Opfer. Der andere 
Baum ist noch bis auf den heutigen Tag 
erhalten geblieben und hat sich entfalten 
können. Mit seinem Laubdach hüllt er die 
von der früher hier existierenden „Rent­
nergilde" unter ihm aufgestellten Ruhe­
bank in belebenden Schatten ein. Während 
heute die Dienste der Betreuung der Bank 
von dem Verein der „Heimatfreunde Wald­
algesheim" wahrgenommen werden, sorgt 
die zuständige Straßenmeisterei in Bingen- 
Gaulsheim über das Jahr hinweg für das 
mehrmalige Mähen des kleinen Platzes um 
den Stein herum.
Für den Fußgänger von Ort zu Ort brauch­
te man den Meilenstein nicht. Bis zu den 
Zeiten der allgemeinen Motorisierung wi­
ckelte sich der Personenverkehr, auch der 
Waldlaubersheimer Bergleute, die auf der 
Grube ihre Arbeit hatten, über den altge­
wohnten Pfad (Lawerschumer Pädche) 
quer über die Felder ab. Ein uraltes Ge­
wohnheitsrecht, das nirgendwo schriftlich 
gesichert war, aber von jedem geduldet 
und toleriert wurde.

Quellen:
Klaus Freckmann, Hildedard F r i e ß-R e i m a n n. 
Kleine Denkmäler im Landkreis Kreuznach. Schriftenreihe 
Nr.7 des Freilichtmuseums Sobernheim.
Nikolaus B a u m a n n, Entwicklungen der Verkehrsver­
bindungen im Hunsrück und Naheraum. Straßenbauamt 
Bad Kreuznach 1992.
Ute Schillinge r-H ä f e I e. Zwei römische Inschrif­
ten aus Bingen am Rhein. Mainzer Zeitschrift 73/74, Mainz 
1979.

National- und Domänegüter in 
Waldalgesheim und Genheim (1)

Von Kurt Hochgesand

Vorbemerkung
Als Normalbürger muss man schon beson­
ders darauf hingewiesen werden, dass, 
was unsere Gemarkungen betrifft, die Be­
sitzstruktur der Liegenschaften früher eine 
andere war, als es heute den Anschein 
hat. Zu herrschaftlichen Zeiten waren die 
Gemarkungen mehr oder weniger durch­
setzt mit herrschaftlichen und geistlichen 
Gütern, deren Erträge nicht den Dorfbe­
wohnern, sonder außerhalb unserer Ge­
meinden Lebenden zugute kamen. Auch 
der gemeindeeigene Wald hatte zu dieser 
Zeit nur die Hälfte seiner heutigen Größe. 
Die andere Hälfte bestand größtenteils aus 
herrschaftlichen Gütern und Klostergut 
sowie dem Hübnerwald und den Eigen­
wäldern. Die beiden Letzteren sollen aber 
hier nicht behandelt werden.
Nach der französischen Gesetzgebung 
1801 — 1814 wurden die Fiskalgüter ihren 
Besitzern, herrschaftlicher oder geistlicher 
Art, aberkannt und eingezogen. Die Pacht- 
und Verkaufserlöse aus diesen Immobilien 
dienten dem französischen Staat haupt­
sächlich zur Aufbesserung seiner Kriegs­
kasse und für die Mittelbeschaffung seines 
Verwaltungsapparates. Während die ein­
zelnen Feldländereien aus diesen beiden 
ersteren Herkunfts-Milieus meist an Privat­
leute versteigert wurden, fielen größere 
Waldparzellen an die Gemeinden.
Nach dem Abzug der Franzosen 1814 hat 
der preußische Staat die bis dahin unver- 
äußerten Liegenschaften übernommen und 
die Verkaufspraktiken wie bei den Vor­
gängern beibehalten. Der „Vier-Gerichts- 
herren-Wald", der „Stöckert", die 
„Strudt", der „Heimbusch" die „Eng-Thür" 
und der „Nonnenwald" sind alles Wald- 
und Feldländereien, die zu verschiedenen 
Zeiten im 19. Jahrhundert teils vom fran­
zösischen und teils vom preußischen Fis­
kus gegen Zahlung einer Geldsumme an 
die Gemeinde oder auch an Privatpersonen 
übergegangen sind. Der geschichtliche und 
verwaltungsmäßige Rahmen, der zu diesen
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Eigentumswechseln geführt hat, soll an­
schließend näher beleuchtet werden.

Krieg zur Verbreitung der Revolutionsidee
Mit dem Bestreben Frankreichs, den Revo­
lutionsgedanken in den europäischen 
Nachbarländern verbreiten zu müssen, 
kam es 1792 zu einem Krieg zwischen 
Frankreich und der Koalitionsmächte Ös­
terreich und Preußen. „Freiheit", „Gleich­
heit" und „Brüderlichkeit" waren die von 
Paris ausgehenden neuen Leitgedanken, 
die den Menschen ein besseres Leben und 
Zusammenleben versprachen. Das franzö­
sische Heer wälzte sich, von Westen kom­
mend, über unser Land. Große Gegenwehr 
gab es nicht. Man sah den Feind eher als 
einen Befreier an. Die Bevölkerung ver­
sprach sich von den Besatzern größere 
Vorteile gegenüber dem bis dahin herr­
schenden Feudalsystem. Schon im Herbst 
1792 wurde darauf in Mainz die „Mainzer 
Republik" nach französischem Muster aus­
gerufen.
Preußen schied 1795 unter Verzicht auf 
seine linksrheinischen Besitzungen nach 
dem „Baseler Frieden" aus diesem Krieg 
aus. Zwei Jahre später beim „Frieden von 
Campo Formio" stimmte auch Österreich 
der Abtretung des linken Rheinufers zu. 
Damit war das linke Rheinufer fest in fran­
zösischen Händen. Der alte Traum, von 
dem die Franzosen schon immer träumten, 
dass die Ostgrenze des Frankenreiches der 
Rhein sei, war damit in Erfüllung gegan­
gen.
In den linksrheinischen Gebieten galten 
nicht die deutschen Reichsgesetze, son­
dern die französische Revolutionsgesetz­
gebung. Wie in Frankreich selbst wurden 
nicht nur die Immobilienbesitztümer geist­
licher, sondern auch die zahlreicher weltli­
cher Eigentümer vom Staat konfisziert und 
zu Nationalgütern erklärt. Die mediatisier- 
ten Güter weltlicher Eigentümer wurden 
mit den säkularisierten geistlicher Eigen­
tümer gleichbehandelt. Säkularisation und 
Mediatisierung müssen daher im linksrhei­
nischen Deutschland im Hinblick auf die 
Besitzumschichtung als ein einheitlicher 
historischer Vorgang gesehen werden. Alle 
historischen Untersuchungen, die nur die

Säkularisation berücksichtigen, greifen 
deshalb zu kurz.
In dem an Frankreich abgetretenen links­
rheinischen Reichsgebiet hatte die Vermö­
genssäkularisation einen erheblichen wirt­
schaftlichen und sozialgeschichtlichen As­
pekt. Die Domänepolitik der Franzosen 
diente in erster Linie Dotationszwecken 
oder der Kriegsfinanzierung.

Abb. 8 Arrondissement Simmern mit seinen 
Kantonen zur Franzosenzeit

Die französische Nationalgüterpolitik im 
linksrheinischen Deutschland
Die Nationalisierung von säkularisiertem 
und mediatisiertem Eigentum liegt grund­
sätzlich auf der Linie der revolutionären 
Gesetzgebung Frankreichs. Sie kam jedoch 
im Rheinland erst nach einem achtjährigen, 
höchst wechselvollen Vorbereitungspro­
zess in Gang, der im Wesentlichen von der 
Inbesitznahme 1794 bis zur endgültigen 
Eingliederung des alten Reichsgebietes in 
den französischen Staat am 30. Juli 1802 
reichte. Solange das Rheinland staats­
rechtlich noch nicht zu Frankreich gehörte, 
fiel es den französischen Verwaltungsbe­
hörden verständlicherweise schwer, hier 
die „Emigranten" genau zu bestimmen. Im 
Unterschied zum französischen Mutterland 
fehlte der Emigrantengesetzgebung auf 
dem linken Rheinufer daher bis zur Anne­
xion des besetzten Gebietes jede Klarheit 
und Einheitlichkeit.
Nicht viel anders stand es mit der Politik 
der Franzosen gegenüber der katholischen 
Kirche. Zu Recht ist von der „Unschlüssig­
keit der Kirchenpolitik" gesprochen wor-
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den. Auch wenn es in beiden Fällen schon 
zum Verkauf nicht nur von mobilen — das 
war die Regel, — sondern auch von im­
mobilen Besitzungen kam, wurde das Gros 
der Masse der Adels- und Kirchengüter vor 
1802 konfisziert, nicht enteignet, ge­
schweige denn veräußert.

Abb. 9 Güterstein des Eibinger Nonnenklosters 
aus unserer Gemarkung, Vorder- und Rückseite

Feudale Nutzungsrechte entzogen
Das Eigentum der katholischen Kirche, der 
ehemaligen Landesherren und des reichs­
ständischen Adels, zunächst auch die 
Reichsritterschaft sowie zahlreiche Korpo­
rationen (z. B. Zünfte und Universitäten) 
kamen lediglich unter Sequester 
(Zwangsverwaltung). Allerdings wurden 
den bisherigen Eigentümern die feudalen 
Nutzungsrechte entzogen. Der revolutionä­
re Staat, zu dessen ersten Amtshandlun­
gen es 1789 in Frankreich gehört hatte, 
alle Feudallasten aufzuheben, zog in dem 
eroberten Land zunächst selbst die an die 
konfiszierten Güter gebundenen Feudalab­
gaben ein, ehe diese am 26. März 1798 
entschädigungslos aufgehoben wurden. 
Eine klare Linie erhielt die französische 
Nationalisierungspolitik erst, als die völker­
rechtlichen Voraussetzungen für die 
staatsrechtliche Angliederung des erober­
ten Gebietes an das französische Mutter­
land gegeben waren. Die ersten Schritte 
hierzu wurden mit der 1795 einsetzenden 
Serie von Friedensverträgen mit Preußen, 
Hessen-Kassel, Württemberg und Baden 
getan, die am 17. Oktober 1797 in Campo 
Forimo mit dem Frieden mit Österreich 
abgeschlossen wurde. Aufgrund der in 
diesen Verträgen enthaltenen geheimen

Zusagen konnte Frankreich sicher sein, 
dass ihm in einem gültigen Friedensvertrag 
mit dem Reich das gesamte Rheinland ab­
getreten würde. Der mit Kaiser und Reich 
abgeschlossene Friede von Luneville vom 
9. Februar 1801 erfüllte diese Erwartung 
und erfüllte die Angliederung an Frankreich 
völkerrechtlich.
Das wenig später am 15. Juli 1801 zwi­
schen Napoleon und Papst Pius VII. abge­
schlossene Konkordat sanktionierte nicht 
nur die längst vollzogene Enteignung der 
katholischen Kirche in Frankreich, sondern 
machte auch kirchenrechtlich den Weg frei 
für Enteignungsmaßnahmen in den vier 
neuen Departements auf ehemals deut­
schem Boden.
Entsprechend dem französischen Mutter­
land wurden die neuen Landesteile ohne 
Rücksicht auf frühere Territorialgrenzen 
zentralistisch in Departements gegliedert. 
Der Erlass des Regierungskommissars 
Franz Joseph Rudler vom 23. Januar 1798 
teilte das linksrheinische Deutschland in 4 
Departements. Auf diese Weise entstan­
den auf ehemaligem deutschem Territori­
um die vier rheinischen Departements: im 
Norden das Rur-Departement mit der 
Hauptstadt Aachen, im Südwesten das 
Saar-Departement mit der Hauptstadt 
Trier, östlich davon das Rhein-Mosel- 
Departement mit der Hauptstadt Koblenz 
und im Süden das Donnersberg- 
Departement mit der Hauptstadt Mainz. In 
Mainz hatte seit 1800 auch der General­
kommissar und seit 1802 der Generalre­
gierungskommissar seinen Sitz, der in Per­
sonalunion auch Präfekt des Donnersberg- 
Departements war und seit dem 20. 
2.1803 die Verwaltung aller vier rheini­
schen Departements zentral leitete. Die 
staatsrechtliche Eingliederung der vier 
rheinischen Departements in den französi­
schen Staat und deren verwaltungsrechtli­
che Angleichung an diesen schufen die 
Voraussetzung für die endgültige Verstaat­
lichung des zu konfiszierten Grundeigen­
tums und Immobilienbesitzes weltlicher 
und geistlicher Provenienz.
Die Enteignung der geistlichen Eigentümer 
wurde durch den Aufhebungsbeschluss 
der Konsuln vom 9. Juni 1802 besiegelt, 
der alle geistlichen Institutionen in den 4
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Departements auflöste, mit Ausnahme der 
Bischofssitze, Domkapitel und Pfarreien, 
deren Erhalt durch das Konkordat vorge­
sehen war, sowie der ausschließlich der 
Krankenpflege und dem kirchlichen Unter­
richt dienenden Anstalten.
Das gesamte bisher sequestierte Vermö­
gen der aufgehobenen kirchlichen Korpora­
tionen wurde damit verstaatlicht und der 
französischen Domäneverwaltung als Na­
tionalgüter unterstellt.
Das Eigentum des reichsständischen Adels 
wurde endgültig enteignet, während der 
landständische Adel seine sequestierten 
Güter im Falle einer Rückkehr zurückbe­
kam, wenn er die französische Staatsan­
gehörigkeit annahm. Anderenfalls musste 
er seine Güter innerhalb von drei Jahren 
verkaufen.
Die entschädigungslose Beseitigung der 
Feudalabgaben, von denen sie überwie­
gend gelebt hatten, und der Wegfall geist­
licher Pfründe hatte sie jedoch weit härter 
getroffen als die Enteignung ihres Grund­
besitzes sie hätte treffen können. Sie wa­
ren deshalb überwiegend gezwungen, den 
ihnen rückerstatteten Besitz zu verkaufen. 
Die französische Sondergesetzgebung für 
die vier rheinischen Departements fasste 
die Vermögenssäkularisation und die Ver­
mögensmediatisierung zu einem Vorgang 
zusammen. Aus den enteigneten Gütern 
beiderlei Ursprungs wurde eine einheitliche 
Verfügungsmasse von Nationalgütern ge­
bildet. Die Verwaltung und Bewirtschaf­
tung der Nationalgüter unterlag der franzö­
sischen Domäneverwaltung, die dem Fi­
nanzminister unterstand.
Nicht alle Nationalgüter ehemals geistlicher 
oder weltlicher Flerkunft waren von vorne- 
herein zum Verkauf bestimmt. Davon 
grundsätzlich ausgenommen waren größe­
re zusammenhängende Forst- und Waldbe­
stände, die einer staatlichen Forstverwal­
tungsbehörde unterstellt wurden. Ferner 
wurde ein Teil der Güter zurückgestellt, 
weil er für öffentliche Belange genutzt 
werden sollte.
Im Departement de Rhin-et-Moselle stan­
den insgesamt 4.158 Nationalgüter zur 
Disposition. 3.458 wurden verkauft, 131 
an Armeelieferanten abgetreten, 43 hat 
man vom Angebot zurückgezogen, die

verbleibenden Güter hatte man zum späte­
ren Verkauf vorgesehen. In den Jahren 
1803 bis 1807 wurde das Gros der Natio­
nalgüter mit insgesamt über 3.000 Fällen 
veräußert. Zwischen 1808 und 1813 wa­
ren es dagegen nur noch etwa 1.000 Fälle 
von Güterverkauf Von der Gesamtfläche 
des Departements Rhein-Mosel wurden 
davon nur etwa 7% betroffen. Für die Be­
rechnung des Anteils der Nationalgüter 
kann als gleichwertig jedoch nur die land­
wirtschaftlich nutzbare Fläche eingesetzt 
werden. In einer Wechselbeziehung zu 
dieser umfasste der nationalisierte Grund­
besitz jedoch immerhin 16% der Grundflä­
che des Departements ohne Wald.

Abb. 10 Mit solchen Grenzsteinen hat sich das 
Hospital Bingen die Grenzen seiner Liegen­
schaften gesichert.

Dazu kamen noch über 1.000 ländliche 
und vor allem städtische Gebäudekomple­
xe der verschiedensten Art hinzu. Berück­
sichtigt man außerdem, dass über drei 
Viertel der Landgüter des veräußerten 
Grundbesitzes aus wertvollem Ackerland 
bestand, muss man erst recht zu dem 
Schluss kommen, dass die Nationalisie­
rungspolitik der Franzosen im Rheinland 
einen bis dahin beispiellosen Mobilisie­
rungseffekt gehabt hat. Im Zeitraum eines 
einzigen Jahrzehnts standen im Rhein- 
Mosel-Departement plötzlich etwa ein 
Sechstel des landwirtschaftlich nutzbaren 
Grundbesitzes sowie Gebäude in einer zu­
vor nie verfügbaren Anzahl zum Verkauf 
an.
Von den enteigneten Vorbesitzern der Na­
tionalgüter waren im Rhein-Mosel-
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Departement gut vier Fünftel geistlicher, 
aber immerhin knapp ein Fünftel weltlicher 
Herkunft. Zu den größten als Gruppe und 
der Höhe des Wertes gesehen zähen in 
erster Linie die Katholischen, Abteien, 
Klöster und Stifte, gefolgt von dem geistli­
chen Kurfürsten und gleich anschließend 
der weltliche Adel.

Verkaufsstatistik nach Gebäudearten:
Häuser.................................................... 1 66
Häuser mit Nebengebäuden...................507
Klostergebäude........................................ 32
Kirchen ................................................... 23
Schlösser ................................................15
Mühlen.......................................................89
Gewerbliche Nutzgebäude........................20
Nebengebäude..........................................60
Sonstige Gebäude.....................................31
Ruinen.......................................................44
Gebäude zusammen: 987
angebotene Exemplare
verbleiben: 109 nicht verkaufte Exemplare 

Feldliegenschaften:
Acker........................  8.564 ha
Land............................ 7.310 ha
Wiese......................... 2.1 92 ha
Wildland...................... 1.332 ha
Weinberge...................362 ha
Garten............................. 147 ha
Wald............................... 37 ha
Sonstige...................... 142 ha
Zusammen: 20.086 ha veräußert
4.383 ha nicht veräußert

Die Gesamtfläche Departement wird mit 
348.400 ha angegeben. Die konfiszierten 
Landgüter zusammen ergeben = 24.469 
ha; das sind 7% der Gesamtfläche des 
Departements.
Geht man nur von der landwirtschaftlich 
nutzbaren Fläche aus, sieht es folgender­
maßen aus:
Landwirtschaftlich nutzbare Fläche im De­
partement beträgt 138.977 ha.
Die landwirtschaftlichen Nationalgüter zu­
sammen ergeben 22.756 ha. Somit waren 
16,4 % der landwirtschaftlich nutzbaren 
Flächen des Departements in den Nationa­
lisierungsprozess gefallen.
Die französische Säkularisations- und Me­
diationspolitik im annektierten linksrheini­

schen Deutschland hatte keine sozialpoliti­
sche Zielsetzung. Sie entsprang fiskali­
schen Bedürfnissen, die selbst bei der da­
mit verbundenen Dotationspolitik im Vor­
dergrund standen. Gleichwohl führte die 
massierte, innerhalb eines Jahrzehntes 
vollzogene Veräußerung des zum Natio­
nalgut erklärten Grund- und Immobilienbe­
sitzes durch den französischen Staat zu 
einer Besitzumschichtung, die nicht ohne 
soziale Auswirkung bleiben konnte.
Soweit zum Grundsätzlichen.
In der nächsten Folge bringen wir, wie 
sich diese Vorgänge in unseren beiden 
Gemeinden ausgewirkt haben.
(Wird fortgesetzt)

Literatur:
Wolfgang S c h i e d e r und Alfred K u b e, Säkularisation 
und Mediatisierung.
Die Veräußerung von Nationalgütern im Rhein- Mosel- 
Departement 1803-1813
LHA Koblenz, Best. 441, Nr. 8534/36, Veräußerung von 
Domänegrundstücken im Kreis Kreuznach 1819—1860.

In memoriam
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